Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2573 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

1/4 (IV/1) - 680 70 - E - Fr 3/71 


Bonn, den 21. September 1971 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Niederlassungsrecht in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 

Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage die Vor- 
schläge der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Richtlinie des Rates über die Verwirklichung der Nie- 
derlassungsfreiheit und des freien Dienstleistungsverkehrs 
für die selbständigen Tätigkeiten des Friseurs (aus CITI- 
Gruppe 855) 

eine Richtlinie des Rates über die gegenseitige Anerken- 
nung der Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstigen Be- 
fähigungsnachweise für die Tätigkeiten des Friseurs (aus 
CITI-Gruppe 855) 

eine Richtlinie des Rates über die Koordinierung der 
Rechts- und Verwaltungs Vorschriften für die Tätigkeiten 
des Friseurs (aus CITI-Gruppe 855). 

Die Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 29. Juli 
1971 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu den genannten Kommissions- 
vorschlägen ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihren Vorschlägen über- 
mittelte Begründung beigefügt. 


Brandt 


Drude: Budidrudeerei R. Madel, 5307 Waditberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag für eine Richtlinie des Rates 
über die Verwirklichung der Niederlassungsfreiheit und des 
freien Dienstleistungsverkehrs für die selbständigen 
Tätigkeiten des Friseurs (aus CITI-Gruppe 855 ) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 54 Absätze 2 und 3 und Artikel 63 Absatz 2; 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Aufhe- 
bung der Beschränkungen der Niederlassungsfrei- 
heit insbesondere auf Abschnitt IV Buchstabe D; 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- 
hebung der Beschränkungen des freien Dienstlei- 
stungsverkehrs-), insbesondere auf Abschnitt V 
Buchstabe C; 

auf Vorschlag der Kommission; 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments; 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses; 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Allgemeinen Programme sehen die Aufhebung 
jeder auf der Staatsangehörigkeit beruhenden dis- 
kriminierenden Behandlung bei der Niederlassung 
und im Dienstleistungsverkehr im Bereich der selb- 
ständigen Tätigkeiten des Friseurgewerbes zwi- 
schen dem Beginn der dritten Stufe und dem Ablauf 
des zweiten Jahres der dritten Stufe der Übergangs- 
zeit vor. 

Diese Richtlinie findet keine Anwendung auf 
die ambulante Ausübung des Friseurgewerbes noch 
auf den Verkauf von Waren; letzterer ist durch die 
Richtlinie des Rates vom 15. Oktober 1968 über die 
Verwirklichung der Niederlassungsfreiheit und des 
freien Dienstleistungsverkehrs für die selbständigen 
Tätigkeiten des Einzelhandels (aus CITI-Gruppe 
612) ^) liberalisiert. 

Die Richtlinie findet auch keine Anwendung auf 
einige verwandte Tätigkeiten der gleichen CITI- 
Gruppe, bei denen sich teilweise auf Grund der in 
den Mitgliedstaaten geltenden Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften besondere Fragen in bezug auf 
den Schutz der Volksgesundheit ergeben. Teilweise 
werden ausgeschlossene Tätigkeiten wegen des Sach- 
zusammenhangs in anderen Richtlinien behandelt 
werden, wie etwa die mit dem Unterrichtswesen 
zusammenhängenden Tätigkeiten. 

Nach den Bestimmungen des Allgemeinen Pro- 
gramms zur Aufhebung der Beschränkungen der 
Niederlassungsfreiheit sind die Beschränkungen 
des Rechts auf Beitritt zu Berufsorganisationen so- 


weit zu beseitigen, wie die Ausübung dieses Rechts 
zur Berufstätigkeit des Betreffenden gehört. 

Die Behandlung der im Lohn- und Gehaltsverhält- 
nis beschäftigten Arbeitnehmer, die den Leistungs- 
erbringer begleiten oder für seine Rechnung tätig 
werden, wird durch die gemäß den Artikeln 48 und 
49 des Vertrages erlassenen Bestimmungen geregelt. 

Die Aufhebung der Beschränkungen für die un- 
selbständige Ausübung des Friseurgewerbes ist be- 
reits durch die Verordnung Nr. 1612/68 über die Frei- 
zügigkeit der Arbeitnehmer verwirklicht; diese Ver- 
ordnung enthält jedoch keine besonderen Bestim- 
mungen über die Berufe, bei denen Zuverlässigkeit 
und Ehrenhaftigkeit geregelt sind. Je nach den Mit- 
gliedstaaten sind die entsprechenden Rechtsvorschrif- 
ten auf Unselbständige wie auf Selbständige an- 
wendbar oder können es werden; folglich müssen 
die auf diesem Gebiet für die Selbständigen erlas- 
senen Vorschriften auch zugunsten der Unselbstän- 
digen ausgedehnt werden. 

Es wurden oder werden besondere, auf alle selb- 
ständigen Tätigkeiten anwendbare Richtlinien über 
die Reise und den Aufenthalt der Begünstigten und, 
soweit erforderlich, über die Koordinierung der 
Schutzvorschriften erlassen, die in den Mitgliedstaa- 
ten für die Gesellschaft zum Schutz der Gesellschaf- 
ter sowie Dritter bestehen. 

Der Berufszugang und die Berufsausübung werden 
durch die in Richtlinien des Rates vorgesehene ge- 
genseitige Anerkennung der Diplome, Prüfungs- 
zeugnisse und sonstigen Befähigungsnachweise für 
die Aufnahme und Ausübung des Friseurgewerbes 
sowie durch eine Koordinierung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften für die Aufnahme und Aus- 
übung dieser Tätigkeiten erleichtert - 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN : 

Artikel 1 

Die Mitgliedstaaten beseitigen zugunsten der in 
Abschnitt I der Allgemeinen Programme zur Auf- 
hebung der Beschränkungen der Niederlassungsfrei- 
heit und des freien Dienstleistungsverkehrs auf- 

1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 vom 
15. Januar 1962, Seite 36/62 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 vom 
15. Januar 1962, Seite 32/62 

‘h Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 260 
vom 22. Oktober 1968 
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geführten natürlichen Personen und Gesellschaften - 
im folgenden Begünstigte genannt - die in Abschnitt 
III der Programme genannten Beschränkungen für 
die Aufnahme und Ausübung der in Artikel 2 be- 
schriebenen Tätigkeiten. 

Artikel 2 

1. Die Vorschriften dieser Richtlinie gelten für die 
in Anlage III des Allgemeinen Programms zur Auf- 
hebung der Beschränkungen der Niederlassungsfrei- 
heit angeführten selbständigen Tätigkeiten des 
Friseurs (aus CITI-Gruppe 855). 

2. Diese Richtlinie findet keine Anwendung auf 
folgende Tätigkeiten aus der Gruppe 855: 

- Schönheitspflege, 

- Pediküre, 

- Maniküre, 

- Schulen und Kurse zur Vorbereitung auf den 
Kosmetiker- und Friseurberuf. 

3. Diese Richtlinie findet keine Anwendung auf 
die ambulante Friseurtätigkeit. 

Artikel 3 

1. Die Mitgliedstaaten beseitigen vor allem die 
Beschränkungen, 

a) welche die Begünstigten daran hindern, sich 
unter den gleichen Bedingungen und mit den 
gleichen Rechten wie die Inländer im Aufnahme- 
land niederzulassen oder dort Dienstleistungen 
zu erbringen; 

b) welche aus einer Verwaltungspraxis entstehen, 
die darauf hinausläuft, daß die Begünstigten eine 
gegenüber Inländern unterschiedliche Behand- 
lung erfahren. 

2. Zu den zu beseitigenden Beschränkungen gehö- 
ren insbesondere diejenigen, die in Vorschriften 
enthalten sind, welche eine Niederlassung oder 
Dienstleistung der Begünstigten in folgender Weise 
verbieten oder beschränken: 

a) in Belgien: 

durch das Erfordernis einer „carte profession- 
nelle" (Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Februar 
1965); 

b) in Frankreich: 

- durch das Erfordernis einer „carte d'identite 
d'etranger commer(;ant" (decret-loi vom 12. 
November 1938; decret vom 2. Februar 1939 
in der Fassung vom 27. Oktober 1969); 

- durch den Ausschluß von dem Recht auf Ver- 
längerung gewerblicher Mietverträge (decret 
vom 30. September 1953, Artikel 38); 


c) in Luxemburg: 

durch die begrenzte Geltungsdauer der Auslän- 
dern erteilten Genehmigungen (Gesetz vom 2. 

Juni 1962, Artikel 21). 

Artikel 4 

1. Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, daß die Be- 
günstigten den Berufsorganisationen unter densel- 
ben Bedingungen und mit den gleichen Rechten und 
Pflichten beitreten dürfen wie Inländer. 

2. Das Beitrittsrecht umfaßt im Falle der Nieder- 
lassung das Recht, durch Wahl oder Ernennung in 
leitende Positionen in den Berufsorganisationen zu 
gelangen. Diese leitenden Positionen können jedoch 
Inländern Vorbehalten werden, wenn die betreffen- 
de Organisation auf Grund einer Rechtsvorschrift 
an der Ausübung der öffentlichen Gewalt teilnimmt. 

3. Im Großherzogtum Luxemburg verleiht die Zu- 
gehörigkeit zur Handelskammer und zur Handwerks- 
kammer den Begünstigten nicht das Recht auf Teil- 
nahme an der Wahl der Verwaltungsorgane. 

Artikel 5 

Die Mitgliedstaaten gewähren ihren Staatsangehö- 
rigen, die sich zur Ausübung einer der in Artikel 2 
genannten Tätigkeiten in einen anderen Mitglied- 
staat begeben, keine Beihilfen, durch welche die 
Niederlassungsbedingungen verfälscht werden könn- 
ten. 

Artikel 6 

1. Wird von einem Aufnahmeland von den eigenen 
Staatsangehörigen für die Aufnahme einer der in 
Artikel 2 genannten Tätigkeiten ein Zuverlässig- 
keitsnachweis und der Nachweis, daß sie vorher nicht 
in Konkurs gegangen sind, oder nur einer dieser bei- 
den Nachweise verlangt, so erkennt dieses Land bei 
Staatsangehörigen anderer Mitgliedstaaten als aus- 
reichenden Nachweis die Vorlage eines Strafregister- 
auszuges oder in Ermangelung dessen die Vorlage 
einer von einer zuständigen Justiz- oder Verwal- 
tungsbehörde des Heimat- oder Herkunftslandes 
ausgestellten gleichwertigen Urkunde an, aus denen 
sich ergibt, daß diese Bedingungen erfüllt sind. 

2. Wird im Heimat- oder Herkunftsland eine Be- 
scheinigung darüber, daß kein Konkurs erfolgt ist, 
nicht ausgestellt, so kann sie durch eine eidesstatt- 
liche Erklärung ersetzt werden, die der Betreffende 
vor einer zuständigen Justiz- oder Verwaltungsbe- 
hörde, einem Notar oder einer hierzu befugten, für 
seinen Beruf zuständigen Stelle des Heimat- oder 
Herkunftslandes abgegeben hat. 

3. Die gemäß den Absätzen 1 und 2 ausgestellten 
Bescheinigungen dürfen bei ihrer Vorlage nicht äl- 
ter als drei Monate sein. 
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4. Die Mitgliedstaaten bezeichnen innerhalb der 
in Artikel 7 vorgesehenen Frist die für die Aus- 
stellung der vorgenannten Bescheinigungen zustän- 
digen Behörden und Stellen und unterrichten darüber 
unverzüglich die anderen Mitgliedstaaten und die 
Kommission. 

5. Ist im Aufnahmeland ein Nachweis über die 
finanzielle Leistungsfähigkeit zu erbringen, so er- 
kennt dieses Land entsprechende Bescheinigungen 
von Banken des Heimat- oder Herkunftslandes als 
gleichwertig mit den in seinem eigenen Hoheits- 
gebiet ausgestellten Bescheinigungen an. 

6. Die Absätze 1 bis 4 gelten auch für Begünstigte 
der Verordnung Nr. 1612/68 über die Freizügigkeit 
der Arbeitnehmer. 


Artikel 7 

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maß- 
nahmen, um dieser Richtlinie binnen zwölf Monaten 
nach ihrer Bekanntgabe nachzukommen, und setzen 
die Kommission hiervon unverzüglich in Kenntnis. 

Artikel 8 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Vorschlag für eine Richtlinie des Rates 
über die gegenseitige Anerkennung der Diplome, Prüfungs- 
zeugnisse und sonstigen Befähigungsnachweise für die 
Tätigkeiten des Friseurs (aus CITI-Gruppe 855) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 49, Artikel 57 Absatz 1 und Artikel 66; 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- 
hebung der Beschränkungen der Niederlassungsfrei- 
heit ^), insbesondere auf Abschnitt V Absatz 1 ; 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- 
hebung der Beschränkungen des freien Dienstlei- 
stungsverkehrs -), insbesondere auf Abschnitt VI Ab- 
satz 1 ; 

auf Vorschlag der Kommission; 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments; 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses; 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Allgemeinen Programme sehen nicht nur die 
Aufhebung der Beschränkungen vor, sondern auch 
die Notwendigkeit der Prüfung, ob vor, gleichzeitig 
mit oder nach der Aufhebung der Beschränkungen 
eine gegenseitige Anerkennung der Diplome, Prü- 
fungszeugnisse und sonstigen Befähigungsnachweise 
für die Aufnahme und Ausübung dieser Tätigkeiten 
erforderlich ist. 

In den meisten Mitgliedstaaten ist für Zugang und 
Ausübung des Friseurgewerbes der Besitz eines 
Befähigungsnachweises gesetzlich vorgeschrieben. 

In einem Mitgliedstaat genügt gegenwärtig noch der 
Nachweis einer praktischen Betätigung im Gewerbe. 

Eine gegenseitige Anerkennung der Befähigungs- 
nachweise wird den Berufszugang zu diesen Tätig- 
keiten und deren Ausübung erleichtern. 

Die Prüfungsanforderungen für eine Reihe von 
Befähigungsnachweisen sind in den meisten Mit- 
gliedstaaten so gleichwertig gestaltet, daß es mög- 
lich erscheint, gleichzeitig mit der Aufhebung der 
Beschränkungen eine gegenseitige Anerkennung 
einiger Befähigungsnachweise auf diesem Gebiet 
vorzunehmen. 

Die in dieser Richtlinie genannten Befähigungs- 
nachweise liefern den Nachweis der für die Berufs- 
ausübung notwendigen Qualifikation. Das gilt auch 
für das Zeugnis, das auf Grund der Richtlinie des i ^ 

Rates vom über die Koordinierung der ! 2 j 

Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die Tätig- 


keiten des Friseurgewerbes (aus CITI-Gruppe 855) 
eingeführt wird. Bis zur Einführung der Prüfung in 
dem betreffenden Mitgliedstaat sollen übergangs- 
maßnahmen gelten - 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

i 

I Kapitel I: Diplome, Prülungszeugnisse und sonstige 
i Befähigungsnachweise des Friseurs 

Artikel 1 

I 1. Jeder Mitgliedstaat erkennt die von den anderen 
! Mitgliedstaaten entsprechend Artikel 1 Absatz 1 

I der Richtlinie des Rates vom über die 

j Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvor- 
! schritten für die Tätigkeiten des Friseurs ausgestell- 
I ten und in Artikel 2 dieser Richtlinie genannten 
! Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähi- 
j gungsnachweise an und verleiht ihnen auf seinem 
j Hoheitsgebiet dieselbe Wirksamkeit hinsichtlich 
; des Zugangs zu den in Absatz 3 bezeichneten Tätig- 
I keiten wie den von ihm ausgestellten Befähigungs- 
I nachweisen. 

I 2. Jeder Mitgliedstaat erkennt ferner das auf Grund 

I von Artikel 2 der Richtlinie des Rates vom 

I (Koordinierungsrichtlinie) in Italien zu schaffende 
: Zeugnis an. 

3. Die in dieser Richtlinie behandelten Tätigkeiten 
, entsprechen denen, auf welche die Richtlinie des 

Rates vom über die Verwirklichung der 

Niederlassungsfreiheit und des freien Dienstlei- 
stungsverkehrs für die selbständigen Tätigkeiten 
des Friseurs (aus CITI-Gruppe 855) Anwendung 
findet. Sie gilt darüber hinaus auch für die Ausübung 
dieser Tätigkeiten durch Unselbständige. Sie gilt 
auch für die ambulante Ausübung der Tätigkeiten 
des Friseurs. 

Artikel 2 

Als Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstige Befä- 
higungsnachweise im Sinne von Artikel 1 Absatz 1 
gelten: 

in Deutschland: 

I - das Meisterprüfungszeugnis im Friseurhandwerk, 
ausgestellt von den Meisterprüfungsausschüssen; 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 vom 
15. Januar 1962, Seite 36/62 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 vom 
15. Januar 1962, Seite 32/62 
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- die den Meisterprüfungen gleichgestellten Aus- 
nahmebewilligungen der zuständigen Behörden 
nach § 8 der Handwerksordnung; 

- die von den zuständigen Behörden der Bundes- 
republik Deutschland ausgestellten Bescheinigun- 
gen über die Gleichwertigkeit der nach dem 8. 
Mai 1945 von den zuständigen Behörden der 
Deutschen Republik ausgestellten Befähigungs- 
nachweise und der obengenannten Befähigungs- 
nachweise; 

in Belgien: 

die Bescheinigung des „Ministere des Classes 
Moyenne'" darüber, daß der Inhaber die nach dem 
Königlichen Erlaß vom 28. Februar 1962 für die Aus- 
übung des selbständigen Friseurgewerbes (Herren- 
oder Damenfriseur) erforderlichen allgemeinen, kauf- 
männischen und fachlichen Kenntnisse und insbe- 
sondere die in Anhang T dieser Richtlinie aufge- 
führten Befähigungsnachweise besitzt; 

in Frankreich: 

- die „brevets professionnels de coiffure" („brevet" 
für Herrenfriseure und „brev(ü" für Damenfri- 
seur), ausgestellt vom Unterrichtsministerium; 

- die „brevets" de maitrise pour coiffure" („brevet 
de maitrise" für Elerrenfriseur, „brevet de 
maitrise" für Damenfriseur, gemischtes „brevet 
de maitrise"), ausgestellt vom Präsidenten einer 
Handwerkskammer nach Zustimmung des Erzie- 
hungsministeriums; 

in Luxemburg: 

die „brevets de mailiise" (Meisterprüfungszeugnis) 
(„brevet" für Herrenfriseur, „brevet" für Damen- 
friseur, gemischtes „brevet"), ausgestellt vom Ar- 
beitsministerium; 

in den Niederlanden: 

die Bescheinigung des „Minister van Economische 
Zaken" darüber, daß der Inhaber die in der König- 
lichen Verordnung Nr. 629 vom 29. Dezember 1958 
für die Ausübung des selbständigen Friseurgewer- 
bes (Herren- und Damenfriseur) erforderlichen Han- 
delskenntnisse und fachlichen Fähigkeiten, insbe- 
sondere die in Anhang II dieser Richlinie aufge- 
führten Befähigungsnachweise besitzt. 


Artikel 3 

Die Anerkennung des Befähigungsnachweises bleibt 
im Aufnahmeland auf den Teil der Ausbildung im 
Friseurgewerbe beschränkt, die der Inhaber des Be- 
fähigungsnachweises im Herkunftsland erhalten hat. 

Das gilt auch für die in Artikel 5 Absatz 3 ange- 
führten Bescheinigungen über die Ausübung einer 
praktischen Berufstätigkeit in Italien. 


Kapitel II: Erworbene Rechte 

Artikel 4 

Bei Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten, deren 
Befähigungsnachweise vor Anwendung der in Ar- 
tikel 1 genannten Richtlinie des Rates nicht den in 
Artikel 1 dieser Richtlinie festgesetzten Mindest- 
ausbildungsvoraussetzungen entsprechen, erkennt 
jeder Mitgliedstaat die von den anderen Mitglied- 
staaten ausgestellten Diplome, Prüfungszeugnisse 
und sonstigen Befähigungsnachweise als ausrei- 
chenden Nachweis an, sofern gleichzeitig eine von 
den zuständigen Behörden oder Stellen des Heimat- 
oder Herkunftstaates ausgestellte Bescheinigung 
darüber vorgelegt wird, daß das selbständige Fri- 
seurgewerbe mindestens sechs Jahre lang ununter- 
brochen ausgeübt wurde. 

Kapitel III: Übergangsmaßnahmen 

Artikel 5 

1. Bis zur Einführung des in Artikel 1 Absatz 2 
genannten Zeugnisses erkennen die Mitgliedstaaten 
als ausreichenden Nachweis für die Befähigung zur 
Aufnahme und Ausübung der in Artikel 1 Absatz 3 
genannten Tätigkeiten deren tatsächliche Ausübung 
in Italien in folgenden Fällen an: 

a) bei ununterbrochener sechsjähriger Tätigkeit des 
Begünstigten, als Selbständiger oder als Betriebs- 
leiter in einem nach Maßgabe des Gesetzes Nr. 
860 vom 25. Juli 1956 im Handwerksregister ein- 
getragenen Betrieb; 

b) bei ununterbrochener dreijähriger Tätigkeit als 
Selbständiger oder als Betriebsleiter, wenn der 
Begünstigte eine mindestens zweijährige vorhe- 
rige Ausbildung nachweisen kann, sei es nach 
Maßgabe des Gesetzes Nr. 25 vom 19. Januar 
1955 und der in den entsprechenden Arbeitsver- 
trägen vorgeschriebenen Ausführungsbestim- 
mungen, sei es im Rahmen der durch das Gesetz 
Nr. 264 vom 29, April 1949 vorgesehenen Fach- 
kurse, durch ein Befähigungszeugnis im Sinne des 
Gesetzes Nr. 1146 vom 15. November 1967 be- 
stätigt; 

c) bei ununterbrochener dreijähriger Tätigkeit als 
Selbständiger, wenn der Begünstigte eine min- 
destens fünfjährige Tätigkeit als Unselbständiger 
nachweisen kann. 

2. In den Fällen des Absatzes 1 Buchstaben a und c 
darf diese Tätigkeit vom Zeitpunkt der Antragstel- 
lung auf Niederlassung an gerechnet nicht vor mehr 
als zehn Jahren beendet worden sein. 

3. Die von Italien zu diesem Zweck innerhalb von 
sechs Monaten bezeichneten zuständigen Stellen 
stellen eine Bescheinigung darüber aus, welche Be- 
rufstätigkeiten der Begünstigte tatsächlich ausgeübt 
hat und wie lange er sie ausgeübt hat. 
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Artikel 6 

Die gemäß Artikel 5 dieser Richtlinie geltenden 
Übergangsmaßnahmen bleiben bis zu drei Jahren 
nach Bekanntmachung dieser Richtlinie in Kraft. 


Kapitel IV: Schlußbestimmungen 

Artikel 7 

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maß- 
nahmen, um dieser Richtlinie innerhalb eines Jahres 
nach ihrer Bekanntgabe nachzukommen, und setzen 
die Kommission hiervon unverzüglich in Kenntnis. 


Artikel 8 

Nach Bekanntgabe dieser Richtlinie unterrichten die 
Mitgliedstaaten die Kommission über alle späteren 
wesentlichen Entwürfe von Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften, die sie im sachlichen Anwen- 
dungsbereich dieser Richtlinie zu erlassen beab- 
sichtigen, so rechtzeitig, daß diese sich hierzu äußern 
kann. 


Artikel 9 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Anhang I 


Verzeichnis der in Artikel 2 angeführten 
Befähigungsnachweise in Belgien 

a) Allgemeine Kenntnisse ' 

- Entweder ein Zeugnis, mit dem bescheinigt wird, | 
daß der Betreffende die drei ersten Jahre des ' 
Unterrichts der höheren Schule mit Erfolg absol- 
viert hat, oder eines der in Artikel 5 des Gesetzes 
vom 12. März 1958 zur Ergänzung der koordinier- 
ten Gesetze über akademische Grade und des 
Programms der Universitätsexamen aufgeführten 
Zeugnisse; 

- Abschlußzeugnis oder Prüfungszeugnis, das von 
einer Berufsschule mit dem Niveau der unteren 
Stufe der höheren Schule ausgestellt wurde; 

- Diplom, Prüfungszeugnis oder Abschlußzeugnis, 
das nach einem technischen oder beruflichen Lehr- 
gang mit dem Niveau der unteren Stufe einer 
höheren Schule ausgestellt wurde; 

~ ein vom Ministerium für den Mittelstand beschei- 
nigtes Schulungszeugnis; 

- ein von der „jury central" gemäß Artikel 8 des 
Königlichen Erlasses vom 14. April 1959, berich- 
tigt und ergänzt durch Königlichen Erlaß vom 
4. Dezember 1964, ausgestelltes Zeugnis. 

b) Kaufmännische Kenntnisse 

- Prüfungszeugnis, mit dem bescheinigt wird, daß 
der Betreffende die drei ersten Jahre des neu- 
sprachlich-naturwissenschaftlichen Zweiges der 
höheren Schule mit Erfolg besucht hat; 

- Diplom, Prüfungszeugnis oder Abschlußzeugnis, 
das von einer technischen Schule oder einer 
Schule für Berufsausbildung oder von einer Sek- 
tion dieser Schule mit dem Niveau der unteren 
Stufe der höheren Schule ausgestellt wurde, in 
dem die Teilnahme an einem kaufmännischen und 
Buchführungslehrgang bescheinigt wird; 

- Diplom, Prüfungszeugnis oder Abschlußzeugnis 
eines Lehrgangs der Unterstufe einer höheren 
technischen oder Berufsfachschule, in dem die 
Teilnahme an einem kaufmännischen und Buch- 
führungslehrgang bescheinigt wird; 

~ eine vom Ministerium für den Mittelstand be- 
stätigte Arbeitgeberbescheinigung; 

- ein vom zentralen Prüfungsausschuß gemäß Arti- 
kel 8 des Königlichen Erlasses vom 15. April 1959 
(berichtigt und ergänzt durch Königlichen Erlaß 
vom 4. Dezember 1964) ausgestelltes Zeugnis. 

c) Berufliche Kenntnisse 

- Diplom, Prüfungszeugnisse oder Abschlußzeugnis 
für Friseure, das unter gleichen Voraussetzungen 
nach Abschluß der auf den Friseurberuf zuge- 


schnittenen Unterstufe einer höheren technischen 
Schule oder Berufsfachschule bzw. eines Lehrgangs 
ausgestellt wurde; 

eine vom Ministerium für den Mittelstand be- 
stätigte Arbeitgeberbescheinigung über die Be- 
rufsbefähigung zum Friseur; 

ein von dem zentralen Prüfungsausschuß gemäß 
Artikel 8 des Königlichen Erlasses vom 15. April 
1959 (berichtigt und ergänzt durch Königlichen 
Erlaß vom 4. Dezember 1964) ausgestelltes Zeug- 
nis. 


Befähigungsnachweise in Belgien (französicher Text) 

a) Connaissances generales 

- un certificat attestant que l'interesse a suivi, avec 
fruit, les trois premieres annees de l'enseignement 
secondaire, ou un des certificats enumeres ä l'ar- 
ticle 5 de la loi du 12 mars 1958 completant les 
lois coordonnees sur la collation des grades aca- 
demiques et le Programme des examens univer- 
sitaires; 

- un certificat de fin d’etudes ou un brevet delivre 
par une ecole professionnelle du niveau secon- 
daire inferieur; 

- un diplöme, un certificat de fin d'etudes ou un 
brevet delivre par un cours technique ou un cours 
professionnel du niveau secondaire inferieur; 

- un certificat de qualification vise par le Ministre 
des Classes Moyennes; 

- une attestation delivree par le jury central con- 
formement ä l'article 8 de LArrete Royal du 14 
avril 1959, modifie et complete par LArrete Royal 
du 4 december 1964. 

b) Connaissances commerciales 

~ un certificat attestant que l'interesse a suivi, avec 
fruit, les trois premieres annees de l'enseignement 
secondaire dans une section moderne de Lenseig- 
nement moyen; 

“ un diplöme, un certificat de fin d'etudes ou un 
brevet d'une ecole ou d'une ecole ou d'une section 
technique ou professionnelle du niveau secondaire 
inferieure, pour autant qu'il fasse mention d'un 
cours de commerce et de comptabilite; 

- un diplöme, un certificat d'etudes ou un brevet 
delivre par un cours technique ou professionnel du 
niveau secondaire inferieur pour autant qu'il fasse 
mention d'un cours de commerce et de comptabi- 
lite; 

- un certificat de patronat vise par le Ministre des 
Classes Moyennes; 
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- une attestation delivree par le jury central con- 
formement ä l'article 8 de l'Arrete Royal du 15 
avril 1959, modifie et complete par l'Arrete Royal 
du 4 decembre 1964. 

c) Connaissances proiessionnelles 

- un diplöme, certificat de fin d'etudes ou un brevet 
delivre par une ecole ou un cours technique ou 
professionnel du niveau secondaire Interieur cor- 
respondant ä la profession envisagee; 

- un certificat de qualification vise par le Ministre 
des Classes Moyennes et correspondant a la pro- 
fession envisagee; 

- une attestation delivree par le jury central con- 
formement ä l'article 8 de l'Arrete Royal du 15. 
avril 1959, modifie et complete par l'Arrete Royal 
du 4 decembre 1964. 


9 



Drudtsache VI/ 2573 


Deutscher Bundestag - 6. Wahlperiode 


Anhang II 


Verzeichnis der in Artikel 2 angeführten 
Befähigungsnachweise in den Niederlanden 

1. Befähigungsnachweis (Damen- oder Herrenfri- 
seur) (als „vakleraar" oder „vakbekwaamheid''), 
ausgestellt vom „Vakraad voor het Kappersbedrijf" 
(Fachrat des Friseurgewerbes), gegengezeichnet von 
einem Vertreter des Wirtschaftsministeriums; 

2. Befähigungsnachweis (Herren- oder Damenfri- 
seur), ausgestellt von 1948 bis 1952 von der „Vereni- 
ging tot Beheer en Instandhouding van de Vak- 
school voor Kappers (-sters)" in Den Haag und nach 
1953 von der „Vereniging Haagsene Vakschool Voor 
Kappers (-sters)" in Den Haag, gegengezeichnet von 
einem Vertreter des Wirtschaftsministeriums; 

3. Diplom oder Abschlußzeugnis (Damen- oder 
Herrenfriseur), ausgestellt vor dem 25. Oktober 
1939 von folgenden Organisationen: Nederlandse 
Kappersbond, Nederlandse R. K. Bond van Kappers- 
patroons „St. Franciscus van Assisie", Vereniging 
tot Behartiging van de Belangen van Kappers, 
Schoonheidsspecialisten en Kappersparfumeriehan- 
delaren, Nederlandse R. K. Bond van Kappersbedien- 
den St. Cosmas, Nederlandse Bond van Kappers- 
personeel, Ferste Nederlandse Vereniging tot Stich- 
ting van Vakscholen in het Kappersbedrijf; 

4. Befähigungsnachweis (Damen- oder Herrenfri- 
seur), ausgestellt vor dem 1. Mai 1946 von den Fri- 
seurberufsschulen in Arnheim, Den Haag und Gro- 
ningen auf Grund des Artikels 29 des Gewerbeunter- 
richtsgesetzes; 

5. Befähigungsnachweis (Damen- oder Herrenfri- 
seur), ausgestellt vor dem 1. Juli 1949 von der 
„Stichting Vakexamens", gegengezeichnet von einem 
Vertreter des Wirtschaftsministeriums: 

6. Befähigungsnachweis (als „leraar" oder „vak- 
bekwaamheid") (Damen- oder Herrenfriseur), aus- 
gestellt vor dem 1. Juli 1949 von der „Vereniging 
tot Bevordering van Vakopleiding in het Kappers- 
bedrijf", Amsterdam, gegengezeichnet von einem 
Vertreter des Wirtschaftsministeriums; 

7. Diplom (als „leraar") (Damen- oder Herrenfri- 
seur), ausgestellt 1942 von dem „Nederlandse Bond 
van Leraren en Leraressen bij het Nijverheidsonder- 
wijs"; 

8. Befähigungsnachweis (Herrenfriseur), ausgestellt 
vor 1947 von der „Commissie Kappersvakexamens" 
der „Vakgroep Kappersbedrijven", gegengezeichnet 
von einem Vertreter des Wirtschaftsministeriums. 


Overzicht van de in artikel 2 aangegeven 
bewijzen van vakbekwaamheid in Nederland 

(Uittreksel uit het Staatsblad no. 629 van het 
Koninkrijk der Nederlanden) 

1. Diploma „Vakleraar (-ares) in het dames- of 
herenkappersvak", afgegeven door de Vakraad voor 
het Kappersbedrijf, mits dit mede ondertekend is 
door een gecommitteerde van Onze genoemde Mi- 

i nister; 

2. Diploma inzake vakbekwaamheid in het heren- 
of dameskappen, na 1948 afgegeven door de Vereni- 
ging tot Beheer en Instandhouding van de Vakschool 
voor Kappers (-sters) te 's-Gravenhage, en na 1953 
door de Vereniging „Haagse Vakschool voor Kap- 
pers (-sters)" te 's-Gravenhage, mits dit mede onder- 
tekend is door een gecommitteerde van Onze ge- 

! noemde Minister; 

' 3. Einddiploma's en eindgetuigschriften inzake vak- 
t bekwaamheid voor het dames- of herenkappen, voor 
25 Oktober 1939 afgegeven door de navolgende 
' organisaties: Nederlandse Kappersbond, Nederlan- 
! dse R. K. Bond van Kapperspatroons „St. Franciscus 
j van Assisie", Vereniging tot Behartiging van de 
I Belangen van Kappers, Schoonheidsspecialisten en 
I Kappersparfumeriehandelaren, Nederlandse R. K. 

! Bond van Kappersbedienden St. Cosmas, Neder- 
landse Bond van Kapperspersoneel, Ferste Neder- 
landse Vereniging tot Stochting van Vakscholen in 
het Kappersbedrijf; 

I 4. Getuigschriften inzake vakbekwaamheid voor 
dames- of herenkappen, voor 1 mei 1946 ingevolge 
artikel 29 der Nijverheidsonderwijswet afgegeven 
i door de Kappersvakscholen te Arnhem, 's-Gravenha- 
I ge en Groningen; 

5. Diploma „Vakbekwaamheid voor het Dames- 
of Herenkappersvak", voor 1 juli 1949 afgegeven 
door die Stichting „Kappersvakexamens", mits dit 
mede ondertekend is door een gecommitteerde van 
Onze genoemde Minister; 

6. Diploma „Leraar in het Dames- of Herenkappers- 
vak", voor 1 juli 1949 afgegeven door de Vereni- 
ging tot Bevordering van Vakopleiding in het Kap- 
persbedrijf te Amsterdam, mits dit mede onderte- 
kend is door een gecommitteerde van Onze ge- 
noemde Minister; 

7. Diploma als leraar (-ares) in het dames- of 
herenkappen van de Nederlandse Bond van Leraren 
en Leraressen bij het Nijverheidsonderwijs, uitge- 
reikt in 1942; 

8. Diploma „Vakbekwaamheid voor het Dames- 
of Herenkappersvak", voor 1947 afgegeven door de 
Commissie „Kappersvakexamens" van de Vakgroep 
Kappersbedrijven, mits dit mede ondertekend is 
door een gecommitteerde van Onze genoemde Mi- 
nister. 
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Vorschlag für eine Richtlinie des Rates 
über die Koordinierung der Rechts- und Verwaltungs- 
vorschriften für die Tätigkeiten des Friseurs 
(aus CITI-Gruppe 855) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 49, Artikel 57 Absatz 2 und Artikel 66; 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- 
hebung der Beschränkungen der Niederlassungsfrei- 
heit ^), insbesondere auf Abschnitt V Absatz 1 ; 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Aufhe- 
bung der Beschränkungen des freien Dienstleistungs- 
verkehrs-), insbesondere auf Abschnitt VI Absatz 1; 

auf Vorschlag der Kommission; 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments; 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses; 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Allgemeinen Programme sehen nicht nur die 
Aufhebung der Beschränkungen vor, sondern auch 
die Notwendigkeit der Prüfung, ob vor, gleichzeitig 
mit oder nach der Aufhebung der Beschränkungen 
eine Koordinierung der Rechts- und Verwaltungs- 
vorschriften über die Aufnahme und Ausübung die- 
ser Tätigkeiten erforderlich ist. 

In einigen Mitgliedstaaten ist der Berufszugang 
zum Friseurgewerbe vom Besitz gewisser durch 
Prüfungen nachzuweisenden Kenntnisse abhängig. 
Die hierüber ausgestellten Befähigungsnachweise 

werden in der Richtlinie des Rates vom 

als gleichwertig gegenseitig anerkannt. Gleichzeitig 
legt die vorliegende Richtlinie generell die Min- 
destanforderungen an die Prüfung und die voraus- 
gehende Ausbildung zum Friseur fest. Dies gilt 
auch für den Fall, daß das Diplom von einem Un- 
selbständigen benötigt wird. 

In einem Mitgliedstaat gibt es bisher eine Prü- 
fung am Ende der Ausbildung nicht. Die vorliegen- 
de Richtlinie bezweckt die Schaffung einer solchen 
Prüfung. Sie schreibt gleichzeitig die Mindestanfor- 
derungen für die Voraussetzungen zur Zulassung 
zu dieser Prüfung und für deren Inhalt selbst vor - 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Die Mitgliedstaaten, in denen die Aufnahme 
und Ausübung der in Artikel 2 der Richtlinie des 


Rates vom (Aufhebungsrichtlinie) über 

die Verwirklichung der Niederlassungsfreiheit und 
des freien Dienstleistungsverkehrs genannten selb- 
ständigen Tätigkeiten des Friseurs bereits durch 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften über den Er- 
werb eines Befähigungsnachweises geregelt sind, 
fordern den Nachweis einer bestandenen Prüfung, 
deren Programm wenigstens alle in Anlage I auf- 
geführten Mindestanforderungen erfüllt. 

2. Diese Mitgliedstaaten verlangen als Voraus- 
setzung für die Zulassung zu dieser Prüfung ent- 
weder eine Fachschulausbildung als Friseur von 
mindestens zwei Jahren oder eine betriebliche Aus- 
bildung von mindestens gleicher Dauer bei einem 
von den Behörden oder den zuständigen Stellen 
zur Lehrlingsausbildung befugten Friseur, die einen 
Berufsschulbesuch einschließt, oder aber eine wenig- 
stens fünfjährige praktische Berufstätigkeit als Fri- 
seur. 

3. Sie sorgen ferner dafür, daß einem Begünstigten 
vor der Niederlassung oder der Aufnahme einer 
vorübergehenden Tätigkeit auf dessen Anfrage mit- 

' geteilt wird, unter welche Regelung die von ihm in 
Aussicht genommene Tätigkeit ihrer Art nach fallen 
würde. 

4. Die Absätze 1 bis 3 gelten auch, wenn die Berufs- 
ausübung in ambulanter Form vom Besitz eines 
Befähigungsnachweises abhängig ist, sowie für die 
Erteilung des Diploms an Unselbständige. 

Artikel 2 

Die Mitgliedstaaten, in denen die Aufnahme und 
Ausübung der in Artikel 1 genannten Tätigkeiten 
noch nicht von einem der in Artikel 2 der Richtlinie 

des Rates vom über die gegenseitige 

I Anerkennung der Diplome, Prüfungszeugnisse und 
^ sonstigen Befähigungsnachweise für die Aufnahme 
; und Ausübung des Friseurgewerbes (aus CITI-Grup- 
; pe 855) genannte Befähigungsnachweise abhängig 
^ gemacht wird, richten innerhalb der in Artikel 6 
Absatz 2 dieser Richtlinie genannten Frist für ihre 
Staatsangehörigen, die keinen dieser Befähigungs- 
nachweise besitzen und Begünstigte dieser Richt- 
linie werden möchten, eine Prüfung ein, die mit 
I der Erteilung eines Zeugnisses abgeschlossen wird. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 vom 
15. Januar 1962, Seite 36/62 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 vom 
15. Januar 1962, Seite 32/62 
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Artikel 3 

1. Die Mitgliedstaaten verlangen als Vorausset- 
zung für die Zulassung zu der nach Artikel 2 einzu- 
führenden Prüfung, daß der Bewerber den Nachweis 
über die tatsächliche Ausübung der Friseurtätigkeit 
erbringt, und zwar entweder 

a) durch eine ununterbrochene vierjährige Tätigkeit 
als Selbständiger oder in leitender Stellung, oder 

b) durch eine fachliche Ausbildung, die mindestens 
den oben in Artikel 1 Absatz 2 genannten An- 
forderungen entspricht. 

2. Die Prüfung wird vor einer staatlichen oder 
durch eine staatliche Behörde kontrollierten Prü- 
fungskommission abgelegt. 

3. Der Bewerber hat in der Prüfung selbst den 
Nachweis zu erbringen, daß er die im Anhang die- 
ser Richtlinie angeführten allgemeinen, gewerbli- 
chen und fachlichen Mindestkenntnisse besitzt. 

4. Das Niveau des von der Prüfungskommission 
ausgestellten Zeugnisses muß dem Niveau der in 

Artikel 2 der Richtlinie des Rates vom über 

die gegenseitige Anerkennung der Diplome, Prü- 
fungszeugnisse und sonstigen Befähigungsnachweise 
für die Aufnahme und die Ausübung des Friseur- 
gewerbes (aus CITI-Gruppe 855) angeführten Be- 
fähigungsnachweise entsprechen. 

Artikel 4 

Die in Artikel 2 genannten Mitgliedstaaten bezeich- 
nen innerhalb der in Artikel 5 Absatz 2 vorgesehe- 
nen Frist die für die Ausstellung des vorgenannten 
Zeugnisses zuständigen Behörden und Stellen und 
unterrichten darüber unverzüglich die anderen Mit- 
gliedstaaten und die Kommission. 

Artikel 5 

1, Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, daß zur Auf- 
nahme und Ausübung der selbständigen Tätigkei- 


ten des Friseurs von den durch die Richtlinie des 

Rates vom Begünstigten keine weiteren 

Ausbildungsbedingungen oder Lehrzeiten als die in 
den vorstehenden Artikeln genannten gefordert 
werden. Anträge auf Zugang zum Beruf dürfen auch 
nicht im Hinblick auf ein wirtschaftliches Bedürfnis 
geprüft werden. 

2. Die Mitgliedstaaten können jedoch verlangen, 
daß die Bewerber folgende Forderungen erfüllen: 

- sie müssen im Hinblick auf die Aufnahme und 
Ausübung der selbständigen Tätigkeiten des Fri- 
seurs mindestens 21 Jahre alt sein; 

- sie müssen die von Berufstätigen verlangten päd- 
agogischen Kenntnisse besitzen, wenn sie die Be- 
fugnis zur Ausbildung von Lehrlingen erhalten 
wollen, 

Artikel 6 

1. Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen 
Maßnahmen, um dieser Richtlinie innerhalb eines 
Jahres nach ihrer Bekanntmachung nachzukommen, 
und setzen die Kommission hiervon unverzüglich 
in Kenntnis. 

2. Die Frist für die Durchführung des Artikels 2 
beträgt drei Jahre nach Bekanntgabe der Richtlinie. 

Artikel 7 

Nach Bekanntgabe dieser Richtlinie unterrichten die 
Mitgliedstaaten die Kommission über alle späteren 
wesentlichen Entwürfe von Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften, die sie im sachlichen Anwen- 
dungsbereich dieser Richtlinie zu erlassen beabsich- 
tigen, so rechtzeitig, daß diese sich hierzu äußern 
kann. 

Artikel 8 

I Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Anlage 


Prüfungsprogramm 

Allgemeiner gewerbliche und fachliche Kenntnisse 
für die Ausübung des selbständigen Friseurgewerbes 


/. Allgemeine Kenntnisse 

1. Mutter- Abfassung von Briefen und Be- 
spräche richten, Handelskorrespondenz 

2. Geschichte Geschichte des Berufs, insbesonde- 

re der Frisuren 

Geschichte der Berufsorganisation 

3. Rechnen, Grundzüge der Arithmetik und 

Buchführung Geometrie, Handelsrechnen, Ren- 

und Verkauf tabilitätsrechnung 

Herstellungs- und Verkaufspreise, 
Prozentrechnung, Zinsrechnung 
Kapital- und Zahlungsfähigkeit 
Kenntnis der Bilanz, Buchführung 
Verkaufspsychologie 
Einrichtung des Geschäfts 
Schaufensterauslagen 

4. Grundzüge Arbeitsrecht, Unfallverhütung, 

des Rechts Handelsrecht, Sozialrecht, Steuer- 

einschließ- recht 

lieh Steuern öffentliche Abgaben, Gebühren 

5. Berufsord- Berufsorganisationen 

nung Verhältnis zur Kundschaft und zu 

den anderen Berufsangehörigen 

6. Berufsge- Lehrverträge, Berufsfortbildung 

setzgebung 

11. Gerätekunde 

1. Apparate Werkzeuge, elektrische Apparate 

und Werk- Instandhaltung der Werkzeuge 

zeuge Geschäftseinrichtung 

2. Fabrikate Seifen, Alkohol, Wasser, Haar- 

waschmittel, Puder, Talk, Cremes, 
Färbemittel, kosmetische Präparate 

3. Physiologie Haare, Kopfhaut, Haut 

Technik der Vorbereitung und Aus- 
führung der Friseurtätigkeit, Haar- 
krankheiten, Krankheiten der 
Kopfhaut 

4. Chemie Chemische Grundkenntnisse, so- 

weit sie die Friseurtätigkeit be- 
treffen 

physiologische und pathologische 
Wirkung bei der Verwendung che- 
mischer Eezeugnisse 


5. Hygiene Desinfizierung der Werkzeuge 

Maßnahmen zur Verhinderung der 
Ansteckung 

Schutz der Kunden bei der Ver- 
wendung von Präparaten und Er- 
hitzungs- oder elektrischen Gerä- 
ten 

einfache Verbände 


III. Praktische Kenntnisse für Herrenfriseure 

1. Rasieren Bartschneiden (verschiedene Bart- 

formen) 

I 2. Haar- verschiedene Verfahren (z. B. Haar- 

I schneiden schneiden mit der Schere und dem 

i Messer) 

3. Pflege Kopfhaut und Haut 

j 4. Frisieren verschiedene Verfahren (z. B. Fri- 

I sieren mit der Bürste und mit Haar- 

i trocknerapparaten) 

Haarfärben und -tönen, Entfärben 
Haarbrennen (Legen der Haare) 
und Frisuren (z. B. Herrenhaar- 
schnitte, Haarschnitte für Jungen 
i und Mädchen, Modefrisuren) 

/V. Praktische Kenntnisse für Damenfriseure 

1. Haar- verschiedene Verfahren (z. B. 

schneiden Haarschneiden mit der Schere und 

dem Messer) 

2. Dauer- Legen der Dauerwellen (heiß, 

wellen warm, kalt) 

3. Pflege Kopfhaut und Haut 

4. Frisieren verschiedene Verfahren (z. B. Fri- 

sieren mit dem Brenneisen) und 
Frisuren (z. B. Modefrisuren, 
Abendfrisuren, historische Frisu- 
ren, Frisuren für Kinder und jun- 
ge Mädchen) 

5. Färben praktische und theoretische Kennt- 

nisse (z. B. Auswahl der Farben) 
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Begründung der Vorschläge 


A, Richtlinienvorschlag über die Verwirkli- 
chung der Niederlassungsfreiheit und des freien 
Dienstleistungsverkehrs für die selbständigen 
Tätigkeiten des Friseurgewerbes 


1. Ziel der Richtlinie 

Die Allgemeinen Programme für die Aufhebung der j 
Beschränkungen der Niederlassungsfreiheit und des j 
freien Dienstleistungsverkehrs, die der Rat am 18. 
Dezember 1961 erlassen hat, sehen vor, daß die Be- 
schränkungen einer Reihe von Tätigkeiten der 
Hauptgruppe 85 (persönliche Dienste) bis zum 31. 
Dezember 1967 beseitigt sein sollten. Die besonde- 
ren Zulassungsbedingungen, die für den Friseurbe- 
ruf in den Mitgliedstaaten gelten, lassen es zweck- 
mäßig erscheinen, für diese Tätigkeiten dem Rat ge- 
sonderte Richtlinien vorzuschlagen. 

2. Anwendungsbereich 

Die Richtlinie verweist wegen des Anwendungsbe- 
reichs auf den Inhalt der CITI-Gruppe 855. Einige in 
dieser Gruppe enthaltene Tätigkeiten sind aus- 
drücklich von der Richtlinie ausgeschlossen, weil 
sie besser in anderem Sachzusammenhang behan- 
delt werden. Das gilt für die Tätigkeiten der Schön- 
heitspflege, Maniküre und Pediküre. Für die Aus- 
übung der Pediküre bestehen in Frankreich beson- 
dere Zulassungsbestimmungen; die Tätigkeit wird 
dort als „ärztliche Hilfstätigkeit'' charakterisiert. 
Schließlich soll die Errichtung und Leitung von 
Schulen und Kursen für die Ausbildung im Friseur- 
gewerbe im Sachzusammenhang des Unterrichtswe- 
sens behandelt werden und ist daher von dieser 
Richtlinie ausgenommen. Ausgeschlossen ist ferner 
die Ausübung der Friseurtätigkeiten in ambulanter 
Form; diese Tätigkeit wird zusammen mit den am- 
bulanten Verkaufstätigkeiten in einer besonderen 
Richtlinie liberalisiert. 

3. Prüfung der Artikel 

Die Bestimmungen der Richtlinie nehmen im allge- 
meinen die Formulierungen bereits vom Rat be- 
schlossener Richtlinien auf, also insbesondere hin- 
sichtlich des Rechts auf Beitritt zu Berufsorganisa- 
tionen, des Verbots diskriminierender Beihilfen usw. 
Hinsichtlich des Zuvcrlässigkeitsnachweises ist zu 
bemerken, daß dieser auch für die unselbständige 
Berufsausübung gilt. 


B. Richtlinie über die gegenseitige Anerken- 
nung der Diplome, Prüfungszeugnisse und son- 
stigen Befähigungsnachweise für die Tätigkeiten 
des Friseurgewerbes 


1. Ziel der Richtlinie 

Diese Richtlinie hat das Ziel, durch eine gegenseitige 
Anerkennung von Diplomen den Zugang und die 
i Ausübung der Friseurtätigkeiten in den Mitglied- 
staaten zu erleichtern. 

Im Einklang mit Artikel 57 Absatz 1 des Vertrages 
werden in der vorliegenden Richtlinie die Einzel- 
heiten einer solchen gegenseitigen Anerkennung 
festgelegt. Gemäß Artikel 57 Absatz 1 wird der Rat 
das Europäische Parlament anhören, bevor er die 
I Richtlinie mit qualifizierter Mehrheit erläßt. 

2. Prüfung der Artikel 

Artikel 1 und 2 

I 

a) Unter die gegenseitige Anerkennung fallen zwei 
I Arten von Befähigungsnachweisen: 

' ~ die in Artikel 2 aufgezählten Diplome, die den 
Nachweis der beruflichen Kenntnisse und Fähig- 
I keiten erbringen, 

- das in Artikel 1 Absatz 2 genannte Zeugnis von 
italienischen Berufsangehörigen. 

! b) Die vorliegende Richtlinie gilt für Zugang und 
Ausübung der selbständig ausgeübten Tätigkeiten 
des Friseurs. Es besteht aber kein sachlicher Grund, 
die Anerkennung nicht auch zugunsten von Un- 
selbständigen anzuwenden, die diese aufgeführten 
Zeugnisse besitzen. Wenn daher für eine unselb- 
ständige Tätigkeit der Besitz eines der in der Richt- 
linie genannten Diplome erforderlich ist, so kann 
auch ein Unselbständiger diesen Befähigungsnach- 
weis durch den Besitz eines der genannten Diplome 
erbringen. Dieser Fall kann praktisch werden z. B. 
in den Niederlanden für die Leitung einer Zweig- 
niederlassung oder in Frankreich, Belgien oder 
Deutschland (bei der juristischen Person) für den 
Betriebsleiter. 

c) Die Richtlinie betrifft einerseits die gegenseitige 
Anerkennung der in fünf Mitgliedstaaten für den 
Berufszugang gesetzlich geforderten Befähigungs- 
nachweise. ln Italien ist der Beruf zwar auch gesetz- 

i lieh geregelt, die Tätigkeit wird aber nicht von der 
: Ablegung einer Prüfung abhängig gemacht. Um je- 
doch auch für die italienischen Staatsangehörigen 
' einen Qualifikationsnachweis anerkennen zu kön- 
nen, ist eine zusätzliche Regelung vorgesehen. Durch 
die Koordinierungsrichtlinie soll in Italien eine 
Prüfung eingeführt werden, ohne daß die Ablegung 
der Prüfung auch für die Ausübung in Italien selbst 
Voraussetzung der Berufsausübung würde. 

d) Wo sich, wie in Belgien und den Niederlanden, 
die erforderlichen Nachweise für die Berufsbefähi- 
gung erst aus mehreren gemeinsam vorzulegenden 
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Dokumenten ergeben, soll für die Erleichterung des 
Niederlassungsrechts eine Bescheinigung des zu- 
ständigen Ministeriums Vollständigkeit und. Wert 
der Nachweise zusammenfassend bestätigen. 

e) Die sogenannte „Ausnahmegenehmigung" in 
Deutschland ist in die Richtlinie einbezogen. Die Er- 
teilung erfolgt nur nach Feststellung der gleichen 
fachlichen Kenntnisse und Fertigkeiten, wie sie bei 
der Ablegung der Meisterprüfung verlangt werden. 

Artikel 3 

Das Diplom kann seinem Inhaber im Empfangsland 
nicht mehr Rechte geben als im Herkunftsland. Ist 
also ein Nachweis für meisterliches Können im Her- 
kunftsland nur für ein Fach (z. B. Herren- oder Da- 
menfriseur) erbracht, bleibt die Anerkennungswir- 
kung im Empfangsland auf die gleiche Sparte be- 
schränkt. 

Artikel 4 

Diese Vorschrift regelt die Frage der erworbenen 
Rechte. Zugunsten derjenigen Begünstigten, die nicht 
die gesetzlich vorgeschriebenen Befähigungsnach- 
weise für den Berufszugang besitzen, aber durch 
Übergangsbestimmungen der einzelstaatlichen 
Rechtsordnungen die Berechtigung zur Fortführung 
ihrer Tätigkeit erlangt haben, kann die selbstän- 
dige Tätigkeit von einer gewissen Dauer ebenfalls 
als ausreichender Befähigungsnachweis angesehen 
werden. Da es sich aber auch innerstaatlich um 
Übergangsmaßnahmen handelt, kann die Vorschrift 
nur auf diejenigen angewendet werden, die beim In- 
krafttreten der Richtlinie die Voraussetzung dieses 
Artikels erfüllen. 

Artikel 5 

Artikel 5 enthält Übergangsbestimmungen bis zur 
Einführung der Prüfung in Italien, d. h. für drei 
Jahre. 


C. Richtlinie über die Koordinierung der 
Rechts- und Verwaltungs Vorschriften für die 
Tätigkeiten des Friseurgewerbes 

1. Ziel der Richtlinie 

Im Einklang mit Artikel 57 Absatz 2 des Vertrages 
sollen die Rechts- und Verwaltungsvorschriften der 
Mitgliedstaaten über die Aufnahme und Ausübung 
der Tätigkeiten des Friseurs soweit koordiniert wer- 
den, wie dies zur Erleichterung des Berufszugangs 
erforderlich ist. Diese Koordinierung wird nur schritt- 
vveise vorgenommen werden können. Die Tätigkeiten 
sind in fünf Mitgliedstaaten bereits in sehr vielen 
Punkten übereinstimmend. Es genügt daher, für 
diese Mitgliedstaaten Mindestnormen beizubehal- 
ten und für den sechsten Staat die Einführung die- 
ser Normen vorzuschreiben. 


2. Prüfung der Artikel 

Artikel 1 

Der Artikel enthält die Verpflichtungen der Mit- 
gliedstaaten, die im Anhang aufgeführten Mindest- 
anforderungen für die Prüfung einzuhalten. Die 
Ausbildungswege sind in den Mitgliedstaaten zwar 
außerordentlich unterschiedlich. Schematisch kann 
man die Lage dahin zusammenfassen, daß in der 
Mehrzahl der Länder vor allem zwei Ausbildungs- 
formen bestehen, die schulische und die betrieb- 
liche Ausbildung. 

Für die Zwecke der Verwirklichung der Niederlas- 
sungsfreiheit reicht es aus, die Liste der Mindest- 
anforderungen für den Inhalt der Abschlußprüfung 
aufzustellen und ein Mindestniveau der vorherge- 
henden Ausbildung vorzuschreiben. Hierdurch erhal- 
ten die Staaten die Sicherheit, daß die Diplome, 
Zeugnisse und Befähigungsnachweise der anderen 
Staaten gewissen Mindestanforderungen entspre- 
chen. Die verschiedenen gegenwärtig bestehenden 
Formen der Ausbildung führen nach übereinstim- 
mender Ansicht der Sachverständigen der Mitglied- 
staaten und der Berufsorganisationen der Friseure 
zu gleichwertigen Prüfungsanforderungen. Diese im 
einzelnen in der Richtlinie anzuführen, würde über 
die Erfordernisse der Richtlinie hinausgehen und 
eine eingehendere Behandlung der Berufsausbil- 
dung im allgemeinen erfordern. Andererseits muß 
die Sicherheit gegeben werden, daß die Staaten 
mindestens die aufgestellten Ausbildungs- und Prü- 
fungsbedingungen einhalten; dies soll durch Artikel 
9 gewährleistet werden, der die Staaten verpflichtet, 
neue Gesetzesprojekte auf diesem Gebiet der Kom- 
mission mitzuteilen. 

Artikel 2 und 3 

Diese Vorschriften legen den Grundsatz der Ein- 
führung einer Prüfung in Italien fest. Sie bestimmen 
ferner die Einzelheiten dieser Prüfung, nach deren 
Bestehen den Staatsangehörigen in einem Zeugnis 
bescheinigt wird, daß sie eine berufliche Befähigung 
besitzen, die mit der gleichwertig ist, die die Inha- 
ber von Befähigungsnachweisen der anderen Mit- 
gliedstaaten besitzen. 

Artikel 5 

Anstatt zusätzlich zu den in Artikel 1 verlangten 
beruflichen Kenntnissen noch zu fordern, daß die 
Friseure ein Praktikum einer bestimmten Dauer bei 
einem hierfür zugelassenen Friseur durchlaufen, 
können die Mitgliedstaaten ein Mindestalter für die 
Aufnahme und Ausübung der Friseurtätigkeit for- 
dern. Auch können sie den gesonderten Nachweis 
der pädagogischen Kenntnisse verlangen, wenn 
Lehrlinge ausgebildet werden sollen. 

Eine Bedürfnisprüfung, wie sie in Italien gesetzlich 
möglich ist, soll nicht zulässig sein. 
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